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Beginn der Sitzung: 13.08 Uhr 

Tagesordnungspunkt  

Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Zweiten 
Verkehrsteueränderungsgesetzes 

BT-Drucksache 18/11235 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Guten Tag. Ich 
begrüße alle herzlich zur 104. Sitzung des Finanz-
ausschusses. 

Ich begrüße vor allem die Experten, die dem Fi-
nanzausschuss heute ihren Sachverstand für die 
Beratung zu dem Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Zweiten Verkehrsteueränderungsgesetzes“ auf Bun-
destags-Drucksache 18/11235 zur Verfügung stel-
len. 

Soweit Sachverständige davon Gebrauch gemacht 
haben, dem Finanzausschuss vorab ihre schriftli-
che Stellungnahme zukommen zu lassen, sind die-
se an alle Mitglieder des Ausschusses verteilt wor-
den. Die Stellungnahmen finden sich auch im In-
ternetauftritt des Finanzausschusses wieder und 
werden Bestandteil des Protokolls zur heutigen 
Sitzung. 

Ich begrüße die Kolleginnen und Kollegen des Fi-
nanzausschusses und soweit anwesend auch die 
der mitberatenden Ausschüsse.  

Für das Bundesministerium der Finanzen darf ich 
die Abteilungsleiterin Zoll, Umsatzsteuer und Ver-
brauchssteuern, Frau Ministerialdirektorin Colette 
Hercher, sowie weitere Fachbeamte des BMF be-
grüßen. 

Ferner begrüße ich die Vertreter der Länder. 

Soweit anwesend begrüße ich die Vertreter der 
Bild-, Ton- und Printmedien. 

Nicht zuletzt begrüße ich die Gäste auf der Tribüne 
und hoffe, dass wir alle eine interessante Anhörung 
erleben werden. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll den Be-
denken der EU-Kommission hinsichtlich der Steu-
erentlastungsbeträge bei der Kraftfahrzeugsteuer 
zur Vermeidung der finanziellen Doppelbelastung 
bei Einführung der Infrastrukturabgabe Rechnung 
getragen werden. Im Kraftfahrzeugsteuergesetz wer-
den dazu die Steuerentlastungsbeträge für Perso-
nenkraftwagen der Euro-6-Emissionsklasse mit be-
sonders geminderten Schadstoffemissionen erhöht, 
was die ökologische Anreizwirkung verstärkt. 

Für diese Anhörung ist ein Zeitraum von einer 
Stunde vorgesehen, also bis ca. 14.00 Uhr. Nach 
unserem bewährten Verfahren sind höchstens zwei 
Fragen an einen Sachverständigen bzw. jeweils 
eine Frage an zwei Sachverständige zu stellen. Ziel 
ist es dabei, möglichst vielen Kolleginnen und 
Kollegen die Gelegenheit zur Fragestellung und 
Ihnen als Sachverständigen zur Antwort zu geben. 
Ich darf deshalb alle ganz herzlich um kurze Fragen 
und knappe Antworten bitten.  

Die fragestellenden Kolleginnen und Kollegen darf 
ich bitten, stets zu Beginn ihrer Frage die Sachver-
ständige oder den Sachverständigen zu nennen, an 
den sich die Frage richtet, und bei einem Verband 
nicht die Abkürzung, sondern den vollen Namen 
zu nennen, um Verwechslungen zu vermeiden.  

Die Fraktionen werden gebeten, ihre Fragesteller 
im Vorhinein über die Obfrau oder den Obmann 
des Finanzausschusses bei mir anzumelden. 

Zu der Anhörung wird ein Wortprotokoll erstellt. 
Zu diesem Zweck wird die Anhörung mitgeschnit-
ten. Zur Erleichterung derjenigen, die unter Zuhil-
fenahme des Mitschnitts das Protokoll erstellen, 
werden die Sachverständigen vor jeder Abgabe ei-
ner Stellungnahme von mir namentlich aufgerufen. 

Ich darf alle bitten, die Mikrofone zu benutzen und 
sie am Ende der Redebeiträge wieder abzuschalten, 
um Störungen zu vermeiden. 
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Wir beginnen jetzt mit der Anhörung. Der erste 
Fragesteller für die CDU/CSU-Fraktion ist Herr    
Dr. Murmann. 

Abg. Dr. Philipp Murmann (CDU/CSU): Vielen 
Dank, Frau Vorsitzende. Ich möchte mit dem The-
ma ,,Erfüllungsaufwand‘‘ beginnen und Herrn 
Dewes befragen.  

Wir haben jetzt eine Änderung gegenüber unserer 
letzten gemeinsamen Anhörung. Bitte erläutern Sie 
noch einmal, ob sich durch diese Änderungen der 
Aufwand erhöht hat. Hat sich gegenüber der Situ-
ation, die wir beim letzten Mal besprochen haben, 
aus Ihrer Sicht Wesentliches geändert? 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Dewes, 
bitte. 

Sv Dieter Dewes (BDZ – Deutsche Zoll- und Fi-
nanzgewerkschaft): Vielen Dank, Herr Dr. Mur-
mann. Im Vergleich zu unserer damaligen Sitzung 
hat sich in der Tat etwas verändert. Damals habe 
ich noch schmunzelnd gesagt, dass es den Zoll ei-
gentlich nicht treffe, sondern das Kraftfahrt-Bunde-
samt (KBA) und das Bundesamt für Güterverkehr 
(BAG). Für den Zoll gab es kaum spürbaren Erfül-
lungsaufwand. Das hat sich nun stark geändert.  

Es beginnt damit, dass man mit dieser Neufestset-
zung die Bescheide versenden muss. Es sind zum 
einen die 16 Millionen Bescheide aufgrund der 
Neufestsetzung, aber infolgedessen sind es insge-
samt ca. 43,5 Millionen Bescheide, die versandt 
werden müssen. Das bedeutet einen sehr hohen 
Aufwand.  

Das zweite ist, dass man in dem Bereich natürlich 
auch sehr viele Rechtsbehelfe und unglaublich vie-
le Nachfragen hat. Wenn es um das Auto geht, 
kommen einfach unglaublich viele Nachfragen und 
Anfragen. Es sind nicht eintausend, sondern zehn- 
bis zwanzigtausend Anfragen, die pro Tag bei einer 
Behörde landen, wenn etwas umgestellt wird.  

Damals sagte man, das KBA wird Vollstreckungs-
behörde, das KBA wird künftig die Vollstreckung 

vollziehen, sowohl im Innen- als auch im Außen-
dienst. Davon hat man wieder abgesehen und sagt 
heute, den Außendienst könne der Zoll überneh-
men. Dann legt man Zahlen zugrunde, die in der 
Vergangenheit falsch waren und die bis heute nicht 
besser wurden. Die zugrunde gelegten Parameter 
sind einfach zu knapp bemessen.  

Ich möchte das am Beispiel der Kraftfahrzeugsteuer 
verdeutlichen. Damals hieß es, die Länder hätten 
das mit soundso vielen Arbeitskräften bewältigt 
und immer nach den gleichen Parametern bemes-
sen. Es hat sich herausgestellt, dass man eine deut-
lich höhere Anzahl an Beschäftigten benötigt, um 
überhaupt einigermaßen über die Runden zu kom-
men. Den gleichen Fehler macht man jetzt wieder 
durch Zugrundelegung der gleichen Bemessungs-
grundlage. Das heißt, dieser Ansatz, allein bei der 
Vollstreckung, ist immens.  

Die zweite Frage ist, warum übernimmt eine Behör-
de den Innendienst, die andere den Außendienst? 
Wie sieht es mit der IT aus? Haben wir eigentlich 
überall Zugriff auf die Daten? Wir schaffen damit 
eine unnötige Bürokratie. Es entstehen unwahr-
scheinlich viele Schnittstellen. Das halte ich ein-
deutig für einen Fehler. Man sollte die Aufgaben in 
einer Hand bündeln und dann auch für eine ange-
messene Ausstattung sorgen. 

Nehmen wir noch einmal die Zahlen bei der Kraft-
fahrzeugsteuer. 1 771 Mitarbeiter hatten Sie uns 
damals zugestanden. Dann hat man evaluiert und 
stellte fest, dass man doch knapp 800 mehr benö-
tigt, um die Aufgaben zu 100 Prozent zu erledigen 
– und das nicht nur, um die Steuereinnahmen zu 
generieren, sondern hauptsächlich dafür, den Bür-
ger zufriedenzustellen. Die Bearbeitung aller Anfra-
gen dauert lange – nicht, weil wir zu langsam ar-
beiten, sondern weil wir einfach mit zu wenig Per-
sonal ausgestattet sind. Dieser Fehler wird hier ein-
deutig wiederholt.  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. Der 
nächste Fragesteller für die SPD-Fraktion ist Herr 
Binding.  
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Abg. Lothar Binding (Heidelberg) (SPD): Meine 
Frauge geht an Herrn Prof. Dr. Hechtner und an 
Herrn Knobloch vom ACE. Wie beurteilen Sie das 
Gesetz hinsichtlich seiner ökologischen Anreiz-
wirkung? Ist die Erhöhung der Steuerentlastungs-
beträge für Fahrzeuge der Euro-6-Norm der geeig-
nete Weg? Dies vielleicht auch mit Blick darauf, 
dass wir mit 100 Millionen Euro beginnen und 
aufsteigend mit bis zu 200 Millionen Euro zu 
rechnen haben. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Prof. Dr. 
Hechtner, bitte. 

Sv Prof. Dr. Frank Hechtner (Freie Universität 
Berlin): Vielen Dank für die Frage. In das Gesetz 
wurden Entlastungsbeträge hineingeschrieben. Jetzt 
fällt es dem Ökonomen erst einmal schwer, festzu-
stellen, dass auf der einen Seite eine Steuer erho-
ben, auf der anderen Seite ein Entlastungsbetrag 
gezahlt wird. Das führt zunächst einmal zu zu-
sätzlicher Bürokratie. Dem Gesetzentwurf ist zu 
entnehmen, dass diese Regelung aufgrund der 
Klage auf europäischer Ebene aufgenommen wur-
de.  

Es ist festzustellen, dass die Entlastungsbeträge für 
die Euro-6-Klasse nun über der Infrastrukturabgabe 
liegen. Da kann ich zumindest einen marginalen 
ökonomischen Anreiz erkennen. Durch die erhöh-
ten Entlastungsbeträge ist es möglich, dass die Kfz-
Steuer-Belastung des Einzelnen leicht gemindert 
wird. 

Es muss betont werden, dass dieser Entlastungs-
betrag nur nach dem Hubraum berechnet wird, 
nicht nach anderen, beispielsweise ökologischen 
Komponenten. Vor einiger Zeit haben wir auch 
diskutiert, ob es eine Steuerbefreiung für Plug-In-
Hybride geben sollte. Dazu konnte keine Einigung 
erzielt werden. Das wäre vielleicht auch eine öko-
logische Komponente gewesen. 

Es ist aber wirklich gravierend, dass in § 18 Abs. 14 
KraftStG ein erhöhter Entlastungsbetrag für den 
Zeitraum von zwei Jahren vorgesehen ist, der dann 
leicht abgesenkt wird. Wenn ich dann in das Fi-
nanztableau hineinschaue, stelle ich fest, dass 

durch diese Absenkung des Entlastungsbetrages 
letztendlich ein Effekt von 20 Millionen Euro pro-
gnostiziert wird. Wenn ich eine Seite weiter 
schaue, wird angeführt, dass man dafür neues Pe-
rsonal benötigt, dass man Bescheide neu erstellen 
muss, dass Rechtsbehelfsverfahren kommen, dass 
die Bürger Fragen haben und sie das vielleicht 
auch noch als zusätzliche Steuerbelastung emp-
finden. Hierfür wird mit einem Mehraufwand von 
26 Millionen Euro gerechnet. Ich wiederhole: für 
20 Millionen Euro Einnahmen rechnen Sie einmal-
ig mit zusätzlichen Bürokratiekosten in Höhe von 
26 Millionen Euro. Es ist definitiv keine effiziente 
Hebung einer Steuer, wenn 100 Prozent der Ein-
nahmen für Bürokratieentlastung verwendet wer-
den. Ich habe also einige Bedenken, ob dieses Ver-
fahren so effizient ausgestaltet ist. Vielen Dank.  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Danke. Herr 
Knobloch, bitte.  

Sv Matthias Knobloch (Auto Club Europa e. V. 
(ACE)): Um sich der Frage zu nähern, muss man 
erst einmal diskutieren, was man eigentlich errei-
chen möchte. Man möchte mit der Maut eine zu-
friedenstellende und konstante Instandhaltung des 
deutschen Straßennetzes erreichen. Ein zweites 
Ziel ist ein ökologischer Umbau der Fahrzeugflotte.  

Dabei gibt es aber ein Problem: Je ökologischer die 
Flotte wird, desto geringer werden die Maut-Ein-
nahmen. Das heißt, das Ziel der Sicherung des Stra-
ßennetzes wird leider dadurch geschädigt, mit dem 
Ergebnis, dass man anschließend die Maut anheben 
müsste, um das wieder auszugleichen. Ich habe das 
Gefühl, das sind zwei widerstrebende Ziele.  

Man muss sich also fragen, ob die ökologische Len-
kungswirkung etwas bringt. Meiner Meinung nach 
passt sie dort nicht hinein. Sie wird auch konter-
kariert, da es eine Flatrate-Maut ist. Das ist nicht 
das, was die EU möchte. Die EU möchte eine 
streckenbezogene Abgabe. Der Gesetzentwurf sieht 
aber eine Zeitabgabe vor. Das schafft einen Anreiz, 
viel Auto zu fahren. Das heißt, es gibt vielleicht ei-
ne minimale Anreizwirkung durch ökologischere 
Fahrzeuge, aber die Gesamtrichtung weg von einer 
streckenbezogenen Abgabe  ist generell eigentlich 
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falsch, wenn es darum geht, den Gesamtkomplex 
des ökologischen Verkehrs zu fördern. 

Die Maut sollte mit ihrer Lenkungswirkung nicht 
hinter die Mineralölsteuer zurückfallen, aber das 
tut sie ohnehin schon. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. Der 
nächste Fragesteller ist Herr Dr. Murmann.  

Abg. Dr. Philipp Murmann (CDU/CSU): Meine 
Frage geht an Herrn Prof. Dr. Hillgruber und an 
Herrn Prof. Dr. Kainer. Es gibt jetzt einen neuen 
Gesetzentwurf, in dem die Kritikpunkte der Kom-
mission gegen die ursprüngliche Infrastruktur-
abgabe und die Entlastung bei der Kfz-Steuer 
angegangen wurden. Es gibt trotzdem weiterhin 
Kritik. Bitte stellen Sie kurz dar, was Sie vor die-
sem Hintergrund von dieser Änderung halten. 
Halten Sie diesen neuen Entwurf des Regelwerks 
für mit dem Unionsrecht vereinbar? 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Prof. Dr. 
Hillbgruber, bitte.  

Sv Prof. Dr. Christian Hillgruber (Rheinische Frie-
drich-Wilhelms-Universität Bonn): Sehr geehrte 
Frau Vorsitzende, meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordnete, vielen Dank für die Einladung 
zur heutigen Anhörung und für die Gelegenheit zur 
Stellungnahme.  

Sie erinnern sich sicher, dass die Frage der Euro-
parechtskonformität schon eines der großen The-
men bei der Einführung der Infrastrukturabgabe, 
also beim Erlass des Infrastrukturabgabengesetzes, 
war.  

Jetzt geht es um zwei eher marginale Änderungen, 
nämlich einmal um die Spreizung und neue Staffe-
lung der Preise für die Kurzzeitvignetten und zum 
zweiten um einen erhöhten Steuerentlastungsbe-
trag für die schadstoffärmsten Pkw der Schadstoff-
klasse Euro-6. Aus meiner Sicht verändert das die 
Bewertung nicht. Das Gesetz in seiner ursprüng-
lichen Fassung bzw. die beiden Gesetze in ihrer 
Kombination waren auch vorher schon europa-

rechtskonform. Das habe ich auch in der Anhörung 
im Jahr 2015 ausgeführt. Gleichwohl ist natürlich 
die Einigung mit der Kommission zu begrüßen. Die 
neue Staffelung der Kurzzeitvignettenpreise ist von 
Rechts wegen völlig in Ordnung, das kann man so 
machen.  

Selbstverständlich kann man auch versuchen, eine 
ökologische Anreizwirkung durch eine weitere Er-
höhung der Steuerentlastungsbeträge bei bestimm-
ten Pkw, also insgesamt eine stärkere Absenkung 
der Kfz-Steuer, zu schaffen, auch wenn es dabei 
das eben schon erklärte Dilemma gibt.  

Nach wie vor werden Einwände von verschiedenen 
Seiten artikuliert, beispielsweise von den Wissen-
schaftlichen Diensten des Deutschen Bundestages 
in einer neuen Ausarbeitung oder auch in einer 
Stellungnahme des Europaparlaments vom 
15. März 2017. Deshalb möchte ich noch einmal 
kurz zusammenfassen, warum ich in diesem Ge-
setzentwurf keine Diskriminierung zum Nachteil 
ausländischer Nutzer der deutschen Bundesauto-
bahnen sehe.  

Wir haben zunächst einmal den Tatbestand, dass 
alle Nutzer die Infrastrukturabgabe zu zahlen ha-
ben, ganz gleich, ob sie Halter eines in Deutschland 
oder im EU-Ausland zugelassenen Pkw sind. Eine 
Entlastung gibt es dann bei der Kfz-Steuer. Das ist 
bei vielen der Kritikpunkt. Aber genau diese Ent-
lastung bei der Kfz-Steuer sieht das europäische 
Sekundärrecht in der Eurovignettenrichtlinie vor. 
Ich verweise auf Artikel 7 k dieser Richtlinie. Dort 
ist bei Einführung einer Infrastrukturabgabe die Re-
de von einem angemessenen Ausgleich. Wie man 
durch Lektüre der Materialien zur Kenntnis neh-
men kann, ist es eindeutig, dass dabei vor allem 
und in erster Linie an die Kfz-Steuer gedacht wur-
de.  

Das europäische Sekundärrecht geht hier selbst von 
einer Art ,,von System kommunizierender Röhren‘‘ 
aus. Das heißt, wenn Straßenbenutzungsgebühren 
eingeführt oder erhöht werden, liegt es nahe, einen 
Ausgleich bei der Kfz-Steuer zu schaffen. Das hat 
der europäische Gesetzgeber beschlossen, natürlich 
in Kenntnis des Umstands, dass von einer solchen 
Kfz-Steuer-Absenkung durch Einführung eines 
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Steuerentlastungsbetrags ausländische Halter von 
Pkw nicht profitieren. Das ist aber zu Recht als 
unbedenklich angesehen worden, weil diese 
deutsche Kfz-Steuer die Halter ausländischer Pkw 
überhaupt nicht tangiert.  

Wir haben in Europa eine Regelung, dass wir trotz 
fehlender Harmonisierung Doppelbesteuerung 
vermeiden wollen. Das heißt, jeder zahlt einmal 
Kfz-Steuer, und zwar in dem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union, in dem er seinen regelmä-
ßigen Aufenthalt hat und in dem deshalb sein Pkw 
zugelassen ist. Das bedeutet im Ergebnis, dass 
ausländische Pkw-Halter von der Kfz-Steuer in 
Deutschland nicht tangiert werden. Wenn diese 
Steuer abgesenkt wird, profitieren sie davon nicht, 
wenn sie erhöht wird, belastet es sie nicht. Das ist 
nicht ihr Thema.  

Das heißt, man muss immer die Gesamtbelastung 
betrachten. Die Gesamtbelastung in Sachen ,,Infra-
strukturfinanzierung‘‘ besteht für jeden Einzelnen 
in der Straßenbenutzungsgebühr, die er in Deutsch-
land, Frankreich, Österreich usw. bezahlen muss 
und der einmaligen Belastung mit einer Kfz-Steuer, 
die in der Regel bei den EU-Ausländern nicht die 
deutsche Kfz-Steuer ist. Deshalb liegt hier nach 
meiner festen Überzeugung keine Diskriminierung 
vor. Ich deute die Einigung, die jetzt mit der Kom-
mission erzielt wurde, auch in dem Sinne, dass 
sich diese Rechtsauffassung auch mittlerweile bei 
der Kommission durchgesetzt hat. Vielen Dank. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Herr Prof. Dr. Kainer, bitte.  

Sv Prof. Dr. Friedemann Kainer (Universität Mann-
heim): Ich stimme mit den Ausführungen von 
Herrn Prof. Dr. Hillgruber überein. Ich möchte das 
aber noch einmal von einer anderen Seite erklären.  

Eine Diskriminierung bedeutet europarechtlich ei-
ne Schlechterbehandlung von Ausländern gegen-
über Inländern. Diese kann unmittelbar oder mit-
telbar erfolgen. Bislang war es so, dass das öffent-
liche Gut ,,Straße‘‘ von den Haltern in Deutschland 
zugelassener Fahrzeuge bezahlt wurde, die Auslän-
der haben nichts bezahlt. Da lag also eine Art von 

Inländer-Diskriminierung vor, Inländer wurden 
schlechter behandelt. 

Meines Erachtens führt das Maßnahmenpaket aus 
Infrastrukturabgabengesetz und dem Steuerände-
rungsgesetz jetzt dazu, dass diese Inländer-Diskri-
minierung abgebaut wird und ausländische Kfz 
angemessen an der Finanzierung der deutschen 
Infrastruktur beteiligt werden. Es findet also keine 
Diskriminierung, sondern die Herstellung einer 
Gleichheit statt. 

Man kann das von zwei unterschiedlichen Ge-
sichtspunkten aus erklären.  

Zum einen: Im Vergleich mit Staaten, die bislang 
ein solches System von niedrigen Kfz-Steuern und 
Infrastrukturabgaben haben, wie beispielsweise 
Slowenien oder Österreich, käme man auch nicht 
auf die Idee, zu sagen, dass dies eine Diskriminie-
rung sei. Warum also sollte Deutschland daran ge-
hindert sein, ein ebensolches System einzuführen? 
Zum anderen entspricht es dem in der Richtlinie 
für Lkw bereits vorgesehenen und für zulässig er-
klärten System, wie Herr Prof. Dr. Hillgruber be-
reits erwähnte. 

Ein anderer Gesichtspunkt ist das verkehrsrecht-
liche Diskriminierungsverbot, wie in Artikel 92 
AEUV aufgeführt. Dieses verkehrsrechtliche Dis-
kriminierungsverbot erfasst auch den gewerblichen 
Verkehr. Der gewerbliche Verkehr ist auch durch 
das Infrastrukturabgabengesetz erfasst. Dort kommt 
es nicht auf das Ergebnis an, wie ich eben erklärt 
habe, sondern darauf, ob die Veränderung beste-
hende Wettbewerbsvorteile ausländischer Ver-
kehrsunternehmen beseitigt. Das wäre hier der Fall, 
denn bisher zahlten ausländische gewerbliche Ver-
kehrsunternehmer nichts. Jetzt müssen sie bezah-
len. Ihre Wettbewerbssituation, die bisher besser 
war, wird etwas verschlechtert.  

Man kann sich darüber streiten, ob der Artikel 92 
AEUV hier eingreift. Er greift jedenfalls dann nicht 
ein, wenn es eine europarechtliche Regelung gibt, 
die das legitimiert.  
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Dazu gibt es die Wegekostenrichtlinie, die bislang 
nur für Fahrzeuge über 3,5 Tonnen gilt. Es ist eine 
offene Rechtsfrage, ob diese auch für Pkw Anwen-
dung finden könnte. Im Moment kann man das 
noch nicht sagen.  

Vorsichtig gesehen kann man sagen, es sprechen 
einige Gründe dafür, aber wie der Jurist sagen wür-
de: Man kann es auch anders sehen. Dankeschön. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Nächster Fragesteller für die Fraktion DIE LINKE. 
ist Herr Pitterle. 

Abg. Richard Pitterle (DIE LINKE.): Dankeschön. 
Ich habe sowohl eine Frage an Herrn Ratzenberger 
als auch an Herrn Prof. Dr. Eisenkopf von der Uni-
versität Friedrichshafen. Der vorliegende Gesetz-
entwurf steht und fällt unseres Erachtens mit der 
Frage, ob die künftige Infrastrukturabgabe unter 
dem Strich zu Mehreinnahmen führt. Das Bundes-
ministerium der Finanzen bezieht sich diesbezüg-
lich auf eine Prognose des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur. Diese ergebe 
insgesamt Mehreinnahmen, was zudem durch den 
Gutachter Prof. Schulz bestätigt sei. Demgegenüber 
kommt Herr Ratzenberger in seiner Schätzung zu 
diametral abweichenden Ergebnissen. Worin sehen 
Sie die Ursachen für die abweichenden Ergebnisse 
im Vergleich zur Prognose des Bundesministeriums 
für Verkehr und digitale Infrastruktur?  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Herr Ratzenberger, bitte.  

Sv Ralf Ratzenberger: Vielen Dank. Man kann die 
Abweichungen auf drei Komponenten zurückfüh-
ren.  

Die wichtigste Komponente betrifft die Einnahmen 
aus den ausländischen Pkw. Die meisten von Ihnen 
wissen, dass in der BMVI-Prognose 830 Millionen 
Pkw angesetzt wurden, in meiner Prognose knappe 
300 Millionen, die genaue Zahl war 276 Millionen.  

Die Abweichungen bei dieser Einnahmen-Kategorie 
sind in erster Linie darauf zurückzuführen, dass bei 

der BMVI-Prognose einige Parameter - darunter An-
teile mancher Fahrzwecke an der Gesamtzahl der 
einfahrenden Pkw und die Häufigkeit, mit der ein 
Fahrzeug im Jahr einfährt - unplausibel geschätzt 
wurden.  

Um die Problematik noch einmal zu verdeutlichen: 
Ausgehend von eintausend Ein- und Durchfahrten 
nach Deutschland kann es in dem einen Extremfall 
so sein, dass das alles Berufspendler sind, und 
zwar Tagespendler, und nicht Wochenendpendler. 
Die fahren dann 200 Mal im Jahr, also 250 Arbeits-
tage abzüglich Urlaub und Krankheit. Das heißt, 
von den 1.000 Ein- und Durchfahrten sind dann 
genau fünf Fahrzeuge betroffen. Diese kaufen sich 
alle eine Jahresvignette zum Durchschnittspreis, im 
Durchschnitt der Schadstoffklassen, von 70,00 
Euro. Das ergibt insgesamt Einnahmen von 350,00 
Euro.  

Das andere Extrem könnte folgendermaßen ausse-
hen: Diese 1.000 Ein- und Durchfahrten ereignen 
sich im Urlaubsverkehr, es sind also 1.000 ver-
schiedene Fahrzeuge. Sie kaufen alle eine 10-
Tages-Vignette, manche sogar eine Zweimonats-
Vignette, wenn sie länger als zehn Tage in Deutsch-
land bleiben. Daraus ergäben sich Einnahmen von 
12.000,00 Euro, also 1.000 Fahrzeuge mal 12,00 
Euro.  

Die Spannbreite reicht hier also von 350,00 Euro 
bis 12.000,00 Euro. Das ist ein Faktor von über 
dreißig. Um diese Spannbreite zu reduzieren, wird 
in beiden Prognosen diese relativ unstrittige Ge-
samtzahl der Ein- und Durchfahrten fahrzeugspe-
zifisch differenziert. Dabei greifen die beiden Prog-
nosen auf unterschiedliche empirische Grundlagen 
zurück. Ich behaupte, dass die von mir verwende-
ten empirischen Grundlagen wesentlich valider 
sind. Diese sind unter anderem auch Gegenstand 
der Bundesverkehrswegeplanung und damit der 
Verkehrsinfrastrukturplanung der Bundesrepublik 
Deutschland.  

Aus den fahrzweckspezifisch differenzierten Ein- 
und Durchfahrten wird dann über die Schlüssel-
größe Ein- und Durchfahrten pro Pkw jeweils 
festgelegt, wie viele verschiedene Pkw einfahren. 
Auch da gilt wiederum, dass die Schätzung man-
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cher Parameter in der BMVI-Prognose aus meiner 
Sicht nicht plausibel ist. Das führt letztendlich da-
zu, dass diese hohe Abweichung zwischen meinen 
276 Millionen Euro und den 830 Millionen Euro 
des BMVI zustande kommt. Das ist der gravierende, 
aber nicht der einzige Punkt. 

Der zweite Punkt ist die Kfz-Steuer-Entlastung, die 
Sie vorhin bereits angesprochen haben. Das BMF 
hat die zusätzliche Steuerentlastung im Vergleich 
zum Gesetz von 2015 geschätzt. Auch schon da-
mals wurde ein zusätzlicher Entlastungsbetrag in 
Höhe von 20 Cent pro angefangene hundert cm3 
Hubraum beschlossen, die in der jetzigen Schät-
zung des BMF nicht berücksichtigt sind. Das ist 
legitim, denn das BMF schätzt nur den jetzigen 
Gesetzentwurf im Vergleich zum damals verab-
schiedeten Gesetz. Aber sachlogisch richtig wäre es 
natürlich, die komplette Steuerentlastung zu neh-
men. Dann ist man im ersten Jahr schon nicht mehr 
bei 100 Millionen Euro, sondern bei 137 Millionen 
Euro. Dadurch, dass die Zahl der begünstigten 
Euro-6-Fahrzeuge im vom BMF bis 2023 gesetzten 
Prognosezeitraum deutlich steigt, erhöht sich diese 
zusätzliche Steuerentlastung von 137 Millionen 
Euro auf 230 Millionen Euro. Das heißt, im Durch-
schnitt der fünf Jahre ergibt sich noch einmal eine 
Steuerentlastung von 180 Millionen Euro, und da-
mit 80 Millionen Euro mehr, als vom BMVI ange-
setzt. 

Der dritte und letzte Punkt sind die einmaligen 
Einführungskosten. Die wurden in der BMVI-
Prognose des Jahres 2015 noch mit 380 Millionen 
Euro angegeben. In der aktuellen Prognose sind 
diese 380 Millionen Euro aus mir unbekannten 
Gründen nicht mehr erwähnt. Dennoch ist es 
sicherlich sachlogisch angemessen, auch diese 
Einführungskosten auf die jährlichen Kosten 
umzulegen. Ich habe in meiner Schätzung mal 
einen Zeitraum von fünf und einmal von zehn 
Jahren angesetzt, sodass da jeweils noch einmal 40 
bzw. 80 Millionen Euro an zusätzlichen Kosten 
entstehen.  

Wenn man alle drei Punkte zusammenrechnet, lan-
det man im eindeutig negativen Bereich. Selbst 
wenn man bei meinen Prognosen gewisse Sensiti-
vitätsannahmen stellt und den einen oder anderen 

Parameter nach oben rechnet, kommt man höch-
stens in den Bereich von 350 Millionen Euro, viel-
leicht maximal bis 400 Millionen Euro. Und auch 
dann trifft es nach wie vor zu, dass man nach Ab-
zug der vom BMVI auf 211 Millionen Euro ge-
schätzten laufenden Kosten und der Kfz-Steuer-
entlastung auf jeden Fall in den negativen Bereich 
kommt.  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Herr Prof. Dr. Eisenkopf, bitte.  

Sv Prof. Dr. Alexander Eisenkopf (Zeppelin Uni-
versität Friedrichshafen): Vielen Dank, dass ich 
mich dazu äußern darf. Zunächst möchte ich sagen, 
dass ich den Ausführungen von Herrn Ratzenberger 
uneingeschränkt zustimme. Die Zahlen muss ich 
nicht mehr wiederholen.  

Wenn wir die bei der Kfz-Steuer entstehenden Ein-
nahmenverluste betrachten, dann muss man auf 
das Gesamtpaket schauen. Diese 20 Cent, die schon 
als Entlastung vorgesehen waren, muss ich mit be-
rücksichtigen. Wenn ich jetzt allein für 2019 die 
von Herrn Ratzenberger ausgerechneten 137 Milli-
onen Euro, die Betriebskosten in Höhe von ge-
schätzten 211 Millionen Euro und die auf zehn 
Jahre annualisierten Einmalkosten nehme, wäre ich 
bei einem Betrag von 390 Millionen Euro, den ich 
unbedingt einnehmen muss, damit sich das Ganze 
überhaupt finanziell trägt.  

Wir haben jetzt gehört, dass die Betriebskosten-
schätzung relativ vorsichtig ist, während die Ein-
nahmenschätzungen eher nicht konservativ sind. 
Das ist ein Phänomen, was wir bei Großprojekten 
häufiger haben. Wir sind im Vorfeld bei den Kosten 
relativ vorsichtig und bei den möglichen Einnah-
men eher großzügig. Aus meiner Sicht muss man 
das sehr kritisch betrachten und sich fragen, ob die 
geplanten Einnahmen wirklich ausreichen, um 
auch eine bevorstehende Kostensteigerung zu 
decken. Wir reden dann über eine Größenordnung, 
bei der ich mindestens 400 Millionen Euro brau-
che.  

Selbst wenn ich jetzt hingehe und sage, dass die 
Annahme der Umrechnung der Ein- und Durch-
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fahrten in Pkw von Herrn Ratzenberger zu scharf 
und zu vorsichtig bestimmt ist und das Ministe-
rium eine sehr großzügige Schätzung vorgenommen 
hat, würden wir hier, auch wenn Herr Ratzenberger 
noch etwas dazu- und das Ministerium noch etwas 
abgeben würde, zu einer gerade ausreichenden Grö-
ßenordnung kommen. Das kann doch wirtschaft-
lich nicht sinnvoll sein, wenn ein solches Projekt 
durchgezogen wird. Wir reden nachher über eine 
Aufkommensneutralität, das heißt, dass nichts für 
die Infrastruktur übrig bleibt.  

Ich möchte noch ergänzen, dass sich das BMVI hier 
auf sehr dünnes Eis vorgewagt hat. Man hat einfach 
noch einmal die Schätzungen aus dem Jahr 2015 
mit den für 2019 zu erwartenden Verkehrsströmen 
neu berechnet, was dann von einem Gutachter be-
stätigt worden ist. In diesem Gutachten wurde in 
keiner Weise darauf Bezug genommen, dass am 
Vorgehen des BMVI Kritik geübt wurde. Außerdem 
wurde keine Diskussion über diese kritischen An-
nahmen geführt. Das heißt, dass dieses Gutachten, 
was die Validität der Einnahmenprognose bestätigt, 
aus meiner Sicht wertlos ist. Es handelt sich um 
eine rein gegriffene Zahl, wenn das BMVI dann 
sagt, dass die Einnahmen laut der Einschätzung des 
Gutachters noch 10 bis 25 Prozent darüber liegen 
könnten. Nirgendwo wird valide ausgerechnet, 
dass sie überhaupt 10 Prozent darüber liegen. Es 
könnten auch zwei Prozent sein. Bei den 25 Pro-
zent reden wir über eine reine Luftnummer. Die 
stehen in den Sternen. 

Eine letzte Bemerkung: 65 Cent bei einem 2-Liter-
Fahrzeug machen im Jahr 13 Euro aus. Erklären Sie 
mir doch einmal, wie eine ökologische Anreiz-
wirkung bei 13 Euro Steuerentlastung entsteht. Da 
fällt es mir schwer, eine Steuerungswirkung zu 
erkennen. Der entsprechende Bericht des BMVI ist 
sogar noch sachlich falsch. Dort wird ausgeführt, 
dass diese Maßnahme dem Klimaschutz diene, 
obwohl es der Verminderung von Stickoxid- und 
Feinstaubemissionen dient, wenn ich von Euro-5 
auf Euro-6 umstelle. Eine viel größere Hebelwir-
kung hat die in vielen deutschen Großstädten 
anstehende Begrenzung der Zufahrt durch blaue 
Plaketten. Das hat dann insbesondere die Wirkung, 
dass die Leute weniger Dieselfahrzeuge kaufen und 
die Einnahmen noch geringer werden. Abschlie-
ßend möchte ich noch einmal betonen, dass ich die 

ökologische Steuerungswirkung einer solchen pau-
schalen Summe von 13 Euro im Jahr absolut nicht 
sehen kann. Vielen Dank. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Nächste Fragestellerin für BÜDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN ist Frau Paus. 

Abg. Lisa Paus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Zur 
ökologischen Steuerungswirkung möchte ich gerne 
das Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft be-
fragen. Wie schätzen Sie die ökologische Lenkungs-
wirkung dieser zusätzlichen Förderung von Euro-6-
PKW ein?  

Ferner möchte ich eine Frage an Herrn Prof. Dr. Ei-
senkopf stellen. Sie hatten gerade dargestellt, dass 
Sie die Berechnungen von Herrn Ratzenberger un-
terstützen. Jetzt gehe ich auch davon aus, dass die 
Zahlen im Gesetzentwurf eher unrealistisch sind. 
Würden Sie sagen, dass das insgesamt nicht mehr 
zu retten ist oder was würden Sie uns politisch 
empfehlen, wie wir damit umgehen sollten? Sollten 
wir die entsprechenden Werte heruntersetzen oder 
welche Alternative sehen Sie? 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Herr Klusmann, bitte. 

Sv Björn Klusmann (Forum Ökologisch-Soziale 
Marktwirtschaft e. V. (FÖS)): Dankeschön. Zur 
Frage der ökologischen Lenkungswirkung: In Bezug 
auf die Maut oder die Infrastrukturabgabe kann 
man überhaupt keine ökologische Lenkungswir-
kung feststellen. Es ist eine Abgabe, die durch 
ihren eben schon zitierten „Flatrate-Charakter“ zu 
dem Fehlanreiz führt, möglichst viel auf maut-
pflichtigen Straßen unterwegs zu sein, wenn sie 
einmal entrichtet wurde. Ferner ist es so, dass 
durch die komplette Rückerstattung der Abgabe bei 
Inländern die von mir schon bestrittene Lenkungs-
wirkung erst recht nicht da wäre. Jetzt fördert man 
die Euro-6-Fahrzeuge noch übermäßig und erstattet 
mehr zurück, als sie bezahlen. Abgesehen von den 
fiskalischen Wirkungen ist das absolut widersinnig.  
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Die Euro-6-Norm ist ein Standard, der bei den Neu-
zulassungen heute schon von 95% der Fahrzeuge 
eingehalten wird. In jedem anderen Politikfeld 
würde man sagen, dass von der Förderung eines 
Standards, der von 95% der Neuzulassungen einge-
halten wird, unbedingt abzusehen ist. Ich verweise 
nur mal auf den Bereich der Erneuerbaren Energien 
und wie kritisch dort bei einer Marktdurchdrin-
gung von 30% vermeintliche Subventionstatbestän-
de beäugt werden. Hier fördert man etwas, was sich 
ohnehin schon durchgesetzt hat. Der Anteil am Be-
stand steigt natürlich demgemäß auch immer wei-
ter und liegt heute laut Kraftfahrtbundesamt schon 
bei über 13%. Er wird weiter steigen, was das Auf-
kommen immer weiter reduzieren wird.  

Insgesamt gehen wir auch davon aus, dass das Ge-
samtsystem zu Mindereinnahmen führen wird. Die-
ses System wird keinen Beitrag zur Infrastrukturfi-
nanzierung in Deutschland leisten, wohingegen die 
Erhöhung der Dieselsteuer beispielsweise um einen 
Cent Mehreinnahmen von 400 Millionen Euro mo-
bilisieren würde. Bei dieser eingeführten Erhe-
bungsmethode reden wir über ganz andere Größen-
ordnungen. Dort hätte man direkt eine ökologische 
Lenkungswirkung. 

Ich will noch auf einen anderen Aspekt eingehen, 
der die Einführung der Elektromobilität betrifft. Es 
ist richtig, dass die Elektrofahrzeuge von dieser 
Infrastrukturabgabe befreit sind. Aber dementspre-
chend sind sie auch von der Kfz-Steuer befreit und 
profitieren folglich nicht von der überkompensie-
renden Befreiung, die dem Verbrennungsmotor 
Euro-6 dabei zugutekommt. Jetzt kann man – ähn-
lich wie gerade in Bezug auf die Europarechtskon-
formität – argumentieren, dass das Fahrzeug nicht 
von der Infrastrukturabgabe betroffen ist und dem-
entsprechend auch nicht diskriminiert würde, 
wenn es von der Befreiung nicht profitiert. Aber 
die relative Wettbewerbsposition oder die relative 
Situation von Elektrofahrzeugen zu den sehr weit 
verbreiteten Euro-6-Fahrzeugen verschlechtert sich 
durch diese Kompensationsmethode noch mal. Das 
kann aus unserer Sicht überhaupt nicht das Ziel 
sein, denn es läuft den gesetzten Zielen für die 
Elektromobilität entgegen. Wohingegen ausländi-
sche Elektrofahrzeuge, wie wir sagen, richtigerwei-
se, von der Befreiung von der Infrastrukturabgabe 

profitieren, aber die inländischen Fahrzeuge eben 
nicht. 

Insgesamt wird das gesamte System zu Minderein-
nahmen führen. Man muss sowieso an anderer 
Stelle die Finanzierung der Infrastruktur sicherstel-
len und aus vielerlei Gründen über die Dieselsteuer 
nachdenken. Aber mit diesem System erreicht man 
keine ökologische Lenkungswirkung und auch kei-
nen Beitrag zur Infrastrukturfinanzierung. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Prof. Dr. 
Eisenkopf, bitte. 

Sv Prof. Dr. Alexander Eisenkopf (Zeppelin Uni-
versität Friedrichshafen): Vielen Dank. Ich laufe 
jetzt Gefahr, mich zu wiederholen, aber ich denke, 
dass es hinreichend klar geworden ist, dass die 
ökologische Lenkungswirkung dieser Maßnahme 
marginal ist. In der Ökonomie sind Marginalgrößen 
im Zweifelsfall Differenzialgrößen, das heißt, wir 
reden von einem Grenzübergang gegen null. Ich 
möchte jetzt nicht die Ausführungen meines Vor-
redners kommentieren, ob die Elektrofahrzeuge 
benachteiligt werden. Da muss man auf der an-
deren Seite sehen, dass diese ohnehin schon durch 
Subventionstatbestände in den Vordergrund ge-
stellt werden, aber das ist nicht das level playing 
field. 

Ich gehe noch mal auf die Frage hinsichtlich der 
Beurteilung der Gesamtschau der Dinge ein. Man 
muss in der wissenschaftlichen Politikberatung 
grundsätzlich davon ausgehen, dass man zur Vor-
sicht mahnen sollte, wenn neue institutionelle 
Lösungen und Projekte in Gang gebracht werden. 
Man sollte stets eine vorsichtige Kalkulation der 
Kosten und Nutzen machen und keine großzügige 
und blauäugige. Wenn man eine vorsichtige Kalku-
lation macht, wie Herr Ratzenberger sie vorgelegt 
hat, dann kommt man zu dem Ergebnis, dass es 
offensichtlich ein Minusgeschäft ist und das man 
es bleiben lassen sollte, wenn man rein fiskalische 
Erwägungen in Betracht zieht. Wenn man sagt, das 
ist zu vorsichtig, dann kommt man maximal an den 
Punkt, dass es ein Nullsummenspiel ist. Aus mei-
ner Gesamteinschätzung mit der Erfahrung der letz-
ten zwei Jahre ist das maximal ein Nullsummen-
spiel mit der Gefahr, dass es auf ein negatives Ein-
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nahmen-Ausgaben-Szenario hinausläuft. Meine 
Empfehlung in der Politikberatung wäre, dass man 
dieses Possenspiel doch besser bleiben lassen soll-
te. Danke. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Nächster Fragesteller für die SPD-Fraktion ist Herr 
Schwarz. 

Abg. Andreas Schwarz (SPD): Recht herzlichen 
Dank, Frau Vorsitzende. Ich hätte eine Frage an 
Herrn Knobloch. Wie sehen Sie zum einen den 
Umstieg von der Steuer zur nutzerfinanzierten 
Infrastrukturfinanzierung? Ist das hier schon sehr 
intensiv diskutierte Gesamtkonzept geeignet, dem 
Anspruch einer nachhaltigen Infrastrukturfinan-
zierung nachzukommen? Kann das überhaupt mit 
diesem Konzept verwirklicht werden? 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Knobloch, 
bitte. 

Sv Matthias Knobloch (Auto Club Europa e. V. 
(ACE)): Auf die zweite Frage kann ich ganz einfach 
antworten: Nein. Ich beantworte jetzt die erste 
Frage, um das zu begründen. Ich habe in meiner 
Stellungnahme versucht, fachlich zu skizzieren, 
dass, wenn es das Ziel ist, mit einer Verkehrsinfra-
strukturabgabe das Straßennetz nachhaltig zu fi-
nanzieren, man bestimmte Rahmenbedingungen 
benötigt. Das sind auch solche, die vorher geleistet 
werden müssen. Punkt 1 ist erstmal, um welches 
Netz es grundsätzlich geht. Das ist bisher noch 
nicht geklärt. Punkt 2 beinhaltet die alten Diskuss-
ionen aus den verschiedensten Kommissionen. Das 
Netz muss erstmal in einen erhaltungsfähigen Zu-
stand gebracht werden. Man muss zunächst viel 
Geld investieren, um ein Level zu erreichen, auf 
dem man das Netz halten möchte. Handwerklich 
ist das dann relativ trivial zu berechnen, sodass 
sich auch der Haushaltsausschuss des Deutschen 
Bundestages und das Parlament nicht mehr damit 
beschäftigen müssen. Das vorhandene Netz muss 
dann erhalten werden. Auch diese Netzbewertung 
ist noch nicht erfolgt. Damit die Nutzerfinanzie-
rung sinnvoll ist, gibt es auch die Überlegungen, 
dass, wenn es dieses Netz gibt, eine komplette 
Nutzerfinanzierung hinzubekommen ist und kein 
gestückeltes System, wie es derzeit der Fall ist. Am 

Ende muss der Rest dann trotzdem aus Steuern fi-
nanziert werden. 

Das ganze System in sich funktioniert so nicht. Ich 
habe die Befürchtung, dass wir im Prinzip das 
durchaus vernünftige System damit verbrennen. 
Wir haben das Ziel noch nicht richtig benannt und 
wissen noch nicht, wo wir hinkommen. Viele 
Hausaufgaben sind noch nicht gemacht worden. 
Jetzt schafft man eine Maut, die zwar Maut heißt, 
aber mit einer echten Nutzerfinanzierung am Ende 
überhaupt nicht viel zu tun hat. Wir nennen das 
zwar Nutzerfinanzierung, aber wenn man definito-
risch ansetzt, stellen sich die Fragen, was eine Nut-
zerfinanzierung am Ende bedeutet und welche Prä-
missen man aufstellen muss. Man muss erstmal 
wissen, wie hoch die Kosten sind und dann muss 
das auf den Nutzer umgelegt werden. Das ist alles 
nicht erfolgt, sondern geschieht nach dem Motto 
„Pi mal Daumen“. Auf die Frage, bringt uns das 
etwas bei dem Thema nachhaltige Verkehrsinfra-
struktur, kann ich nur antworten: Nein, definitiv 
nicht. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Nächster Fragesteller für die CDU-Fraktion ist Herr 
Dr. Murmann. 

Abg. Dr. Philipp Murmann (CDU/CSU): Leider ist 
der Experte erkrankt, der das Zahlenwerk vertreten 
sollte. Insofern ist es jetzt ein wenig einseitig und 
ich möchte das Thema nicht weiter forcieren.  

Ich habe noch einmal eine Frage an Herrn Prof. 
Hillgruber und Herrn Prof. Kainer. Sie haben ge-
sagt, eine Schlechterstellung von Gewerblichen 
gegenüber der bisherigen Regelung könnte ein 
Kritikpunkt sein. Das würde anders herum ausge-
drückt bedeuten, dass man eine Art Anrecht auf 
eine Besserstellung hätte. Wenn diese bisher bes-
sergestellt sind, weil sie keinerlei Finanzierungs-
beitrag leisten, kann man da rechtlich argumentie-
ren, dass man so etwas tatsächlich nach vorne 
stellt? Das würde mir nicht unbedingt einleuchten. 
Vielleicht können Sie dazu noch mal ein paar Wor-
te sagen. 
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Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Prof. Dr. 
Hillgruber, bitte. 

Sv Prof. Dr. Christian Hillgruber (Friedrich-Will-
helms-Universität Bonn): Vielen Dank. In der Tat 
sehe ich das wie Sie, dass es ein nicht stimmiges 
Ergebnis ist. Wie lässt sich dieses Ergebnis vermei-
den? Herr Kollege Kainer hat in seiner Stellungnah-
me bereits darauf hingewiesen, dass es eines der 
erklärten Ziele der Europäischen Union in dem 
geschaffenen Binnenmarkt ist, für Wettbewerbs-
gleichheit zu sorgen. Daher kann die Interpretation 
einer Vorschrift, wie hier des Artikels 92 AEUV, 
nicht überzeugen, die die Wettbewerbsungleichheit 
zementiert. Das ist meines Erachtens keine sinn-
volle Auslegung. Ich sehe das auch wie Kollege 
Kainer, dass man das dem Europäischen Gerichts-
hof in einem etwaigen Verfahren noch einmal vor-
tragen müsste, damit er seine Auslegung noch ein-
mal überdenkt.  

Aber das ist nicht der einzige Ansatzpunkt, um zu 
einer Lösung zu kommen. Ich schlage einen zwei-
ten Weg vor, der vielleicht einfacher erscheint, weil 
er den Europäischen Gerichtshof nicht zu einer 
Rechtsprechungsänderung nötigt, und zwar ist das 
der Weg über die Wegekostenrichtlinie. Der Ein-
wand, der hier immer gebracht wird, ist, dass es 
hier um PKW bis 3,5 Tonnen geht und das nicht 
der Anwendungsbereich der Richtlinie ist. Gleich-
wohl kann man der Richtlinie und ihrem neunten 
Erwägungsgrund entnehmen, dass diese Richtlinie 
die Mitgliedstaaten nicht daran hindern soll, natio-
nale Vorschriften für die Erhebung von Gebühren 
bei anderen Straßenbenutzern, die nicht in den 
Geltungsbereich dieser Richtlinie fallen, anzuwen-
den. Man kann im Hinblick auf diesen neunten Er-
wägungsgrund doch überzeugend sagen, dass nach 
dem europäischen Sekundärrecht keine Sperrwir-
kung bestehen soll, wie sie nach der Logik des 
Europäischen Gerichtshofs und der ihm folgenden 
Literatur durch Artikel 92 AEUV bewirkt wird. 
Hier hat man eine Entsperrung für diskriminie-
rungsfreie, verhältnismäßige Straßenbenutzungs-
entgelte, wie sie hier vorgesehen sind. Das knüpft 
dann an das Tatbestandsmerkmal „bis zum Erlass 
der in Artikel 91 Abs. 1 genannten Vorschriften“ 
an. Nur solange soll das Stillhaltegebot gelten. Dem 
neunten Erwägungsgrund entnehme ich, dass die-
ses Stillhaltegebot bezüglich der Erhebung von Ge-

bühren bei anderen Straßenbenutzern, die nicht 
dem Geltungsbereich dieser Richtlinie unterfallen, 
auch entfallen ist. Mit dieser Auslegung wird dem 
Ziel der Herstellung von Wettbewerbsgleichheit – 
einem herausragenden Ziel der Europäischen 
Union – Rechnung getragen und damit wird die 
Sache insgesamt stimmig. Deshalb sehe ich es im 
Ergebnis wie Herr Kollege Kainer, dass auch die 
Einwände, die auf Artikel 92 AEUV gestützt sind, 
nicht überzeugen. Vielen Dank. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Herr Prof. Dr. 
Kainer, bitte. 

Sv Prof. Dr. Friedemann Kainer (Universität Mann-
heim): Danke, Frau Vorsitzende. Ich schließe mich 
im Prinzip den Erwägungen von Herrn Hillgruber 
an. Ich bin aber etwas vorsichtiger, ob der Europä-
ische Gerichtshof dieser Rechtsauffassung folgen 
würde. Für sie spricht sehr viel, vor allem der his-
torische Hintergrund des Artikels 92 AEUV, den 
Sie völlig zurecht kritisieren. 1957 oder 1958 war 
der Verkehr ein neuralgischer Punkt für die Durch-
setzung der Warenverkehrsfreiheit. Wenn Sie den 
Verkehr beschränkt haben, konnten Sie den Wa-
renverkehr nicht mehr frei durchsetzen. Deswegen 
sollten Wettbewerbsvorteile bestehen bleiben. Seit 
den 40er oder 50er Jahren ist das weggefallen und 
die Dinge haben sich komplett geändert. Da wir 
nun eine Regelung haben - und das spricht sehr für 
die Auffassung von Herrn Hillgruber -, die ein 
faires System für den LKW-Bereich vorsieht und 
der gewerbliche Verkehr unter 3,5 Tonnen und 
über 3,5 Tonnen nicht anders geregelt werden 
sollte, spricht sehr viel dafür, dass eine abschlie-
ßende Regelung vorliegt. Zumindest kann man 
diesen Rechtsgedanken anwenden. Nur ob der 
Europäische Gerichtshof dem folgt, das weiß man 
immer erst hinterher. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Herr Dr. Murmann, bitte. 

Abg. Dr. Philipp Murmann (CDU/CSU): Ich würde 
gern auf den Zoll eingehen. Sie hatten vorhin ge-
sagt, dass, nicht fachlich gesprochen, das Kraft-
fahrtbundesamt die interne und der Zoll die exter-
ne Abwicklung machen. Wo genau liegt denn der 
Nachteil bei so einer Aufteilung? Die Idee ist doch 
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die, dass der Zoll draußen herumfährt und mit der 
Kfz-Steuer befasst ist. Das Kraftfahrtbundesamt zu-
mindest bei den Lkw natürlich auch. Wie würden 
Sie es regeln und mit welchen Argumenten?  

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. 
Herr Dewes, bitte. 

Sv Dieter Dewes (BDZ - Deutsche Zoll- und Finanz-
gewerkschaft): In der Tat sind wir auf den Straßen 
unterwegs, aber man muss es differenzierter be-
trachten. Man darf nicht vergessen, dass man bei 
dieser ganzen Rechnung das Kraftfahrt-Bundesamt 
(KBA) und auch das Bundesamt für Güterverkehr 
(BAG) nicht in den Fokus gerückt hat. Hingegen 
hatte man 2015 genau beziffert, wie viel Personal 
man benötigt. Das hat man diesmal nicht getan. 

Bei dieser Vorlage ist ausdrücklich nur der Zoll mit 
seinen Aufgabenzuweisungen genannt. Das ist ein-
mal die Steuerfestsetzung, die Beantwortung der 
Fragen, die sich aus dem Kraftfahrzeugsteuergesetz 
ergeben und die Vollstreckung. Das KBA ist vor 
nicht allzu langer Zeit per Gesetz Vollstreckungsbe-
hörde geworden, wir sind es schon seit Jahr und 
Tag. Wir haben einen sehr guten Aufbau innerhalb 
der Bundeszollverwaltung mit für solche Systeme 
üblichen leichten Mängeln. Jetzt wird für ähnliche 
oder gleichgelagerte Fälle eine andere Behörde be-
auftragt und muss dies vom Grunde auf neu auf-
bauen. Ich kenne es aus der Praxis, dass man für 
ein IT-Verfahren, um die Ausfuhrkassenzettel an 
der Schweizer Grenze für ein neues Verfahren zu 
installieren, mindestens drei Jahre benötigt. Hier ist 
es ähnlich, das heißt, die Vorlaufzeit für diese Re-
gelungen beträgt zwei bis drei Jahre. Beim Zoll ist 
diese Struktur schon vorhanden. Andererseits hat 
man wohl den Gedanken gehabt, dass über das 
BAG alles in Bezug auf den Innendienst beim KBA 
aufläuft. Aber die Sinnhaftigkeit einer Trennung 
von Innen- und Außendienst sehe ich dennoch 
nicht. Man sollte die Aufgabe einer Behörde in 
Gänze übergeben, um auch Synergieeffekte aus-
nutzen zu können. 

Jetzt zurück zu dem gewählten Ansatz und der 
Frage, was man an Personal benötigt. Jedem Poli-
tiker des Finanzausschusses, der uns auf den 
Dienststellen bisher besucht hat, konnten wir 

nachweisen, dass die Berechnungen für den 
Personalbedarf aus der Kraftfahrzeugsteuer damals 
wirklich ein Minus aufwiesen. Wenn man alle 
Unwägbarkeiten wegnimmt, ist man noch bei 500 
Beschäftigten, die tatsächlich fehlen.  

Jetzt soll die Mautvollstreckung hinzukommen, 
dann ist man bei knapp 800 Beschäftigten, die 
fehlen. Dabei sind sonstige Aufgaben wie Telefon-
abfragen noch nicht einberechnet. Diese Kosten 
sind einfach nicht seriös ermittelt, da sie immer 
von der unteren Annahme ausgehen, auch bei ei-
nem Rechtsbehelf. Das spiegelt die Realität leider 
so nicht wieder. Das ist einfach so. 

Da gerade viele Finanzpolitiker da sind, möchte ich 
noch einen Bogen schlagen. Sie können nicht ein-
fach sagen: „1 500 Beschäftigte gehen bei der Zoll-
verwaltung jedes Jahr in Rente und Ruhestand“ 
und es dann als Erfolg feiern, dass 1 400 Beschäf-
tigte eingestellt werden. Es kommen ständig neue 
Aufgaben hinzu, wie die Kfz-Steuer, der Mindest-
lohn und jetzt auch noch die Infrastrukturabgabe. 
Wer soll das erledigen? Ich weiß nicht mehr wie 
das funktionieren soll. Das ist die Frage nach Per-
sonal, und dafür ist ein Gewerkschafter da. Aber als 
Beschäftigter muss man sagen, dass das einfach 
nicht funktionieren kann. Das ist der Grund, wa-
rum die Beschäftigten so abwehrend auf die Infra-
strukturabgabe reagieren. Die fragen: „Was soll da-
bei eigentlich herumkommen?“ Und das vor dem 
Hintergrund des Jonglierens mit Zahlen, das ich 
heute im Laufe des Tages bei drei Anhörungen 
hören durfte. Dabei wünsche ich Ihnen im Haus-
haltsausschuss und im Finanzausschuss in näch-
ster Zukunft viel Freude. 

Vorsitzende Ingrid Arndt-Brauer: Vielen Dank. Da 
die SPD keine Fragen mehr hat und die CDU schon 
so oft gefragt hat, würde ich gern den beiden klei-
neren Parteien noch eine kurze Fragemöglichkeit 
geben. Herr Pitterle für die Fraktion DIE LINKE. 

Abg. Richard Pitterle (DIE LINKE.): Ich hätte eine 
Frage an Prof. Dr. Hillgruber. Sie haben vorhin über 
das Europarecht gesprochen. Mich würde interes-
sieren, inwieweit Sie die Infrastrukturabgabe mit 
dem Verfassungsrecht der Bundesrepublik für ver-
einbar halten. In anderen Ländern, die eine Maut 




